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1. Teil

Einleitung

A.  Einführung in die Themenstellung

I.  Die Inkohärenz der Prozessrechtsinstrumente zur Regelung der 
Anerkennung und Vollstreckbarkeit innerhalb der Europäischen Union

Die Europäisierung des Zivilverfahrensrechts hat in den letzten Jahrzehnten 
eine rasante, lineare Entwicklung erfahren und mit dem Inkrafttreten der neuen 
Fassung der Brüssel Ia-VO am 10. Januar 2015 einen vorläufigen Höhepunkt 
erlebt.1 Die Dynamik dieses Rechtsgebiets, das viele Unionsbürger unmittelbar 
betrifft, hat sich damit aber keineswegs verlangsamt.2 Durch die Verabschiedung 
neuer und die Überarbeitung bestehender Verordnungen hat sich an den Erlass 
der Brüssel Ia-VO bereits eine Vielzahl neuerer Entwicklungen angeschlossen.3 
Derzeit ist das Europäische Zivilverfahrensrecht durch eine Verteilung der be-
stehenden gesetzlichen Vorschriften auf eine Vielzahl von Verordnungen ge-
prägt. In funktioneller Hinsicht dienen diese Verordnungen als eigenständi-
ge Instrumente zur Regelung allgemeiner und besonderer prozessrechtlicher 
Thematiken. Wird ein zusammengehöriges Rechtsgebiet aber auf verschiede-
ne Rechtsinstrumente aufgespalten, besteht das Risiko mangelnder Kohärenz.4 
Insbesondere im Teilbereich des europäischen Zivilverfahrensrechts, der die 
Anerkennung und Vollstreckbarkeit von Entscheidungen zum Inhalt hat,5 fällt 
auf, dass eine große Anzahl an Normen zur Regelung ähnlicher Lebenssachver-

1  Hess, FS Leipold, 2009, S. 237; Stadler/​Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 764, 769; Netzer, 
S. 10.

2  Stadler, IPRax 2004, 2.
3  Beispielsweise hat die Europäische Kommission am 30. Juni 2016 einen Vorschlag zur 

Neufassung der Brüssel IIa-VO vorgelegt, siehe Vorschlag für eine Verordnung des Rates über 
die Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und 
in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und über internationale Kindesentführun-
gen (Neufassung), KOM(2016) 411 endg.

4  Dies soll insbesondere dann gelten, wenn die Instrumente im Abstand von mehreren Jah-
ren erlassen werden, weil die Instrumente dann jeweils einen anderen Diskussions-, Erkennt-
nis- und, aus europarechtlicher Perspektive, Integrationsstand widerspiegeln würden, vgl. dazu 
Wilke, Brauchen wir eine Rom-0-Verordnung?, 2013, 23 f.

5  Nachfolgend wird für den Begriff der Anerkennung und Vollstreckbarkeit von Entschei-
dungen innerhalb der Europäischen Union der Oberbegriff der „europäischen Titelfreizügig-
keit“ verwendet.
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halte auf eine ebenso große Anzahl an Verordnungen trifft. Systematisch erfasst 
dieser Rechtsbereich diejenigen sekundärrechtlichen Prozessrechtsinstrumente, 
welche inhaltlich Regelungen zur Anerkennung und Vollstreckbarkeit eines Ti-
tels in einem von seinem Ursprungsmitgliedstaat verschiedenen Mitgliedstaat6 
enthalten.7 Bisher hat es der europäische Gesetzgeber versäumt, in diesem Teil-
bereich einen einheitlichen Zugang und ein kohärentes Systemverständnis zu 
schaffen. Mit Blick hierauf, musste sich die europäische Titelfreizügigkeit be-
reits mehrfach dem Vorwurf ausgesetzt sehen, durch das Nebeneinander von 
Brüssel Ia-VO und einer Vielzahl von speziellen Sekundärrechtsakten mit teil-
weise nahezu identischem Anwendungsbereich ein für den Rechtsanwender 
schwer zu überblickender Rechtsbereich zu sein, bei dem das Prinzip „Masse 
statt Klasse“8 gelte. Ferner habe der Erlass verschiedener Modelle der Wir-
kungserstreckung ausländischer Entscheidungen in den Sekundärrechtsakten 
zu einem letztlich chaotischem Ergebnis geführt, dem es an Planung und Ef-
fizienz fehle.9 Im Ergebnis steht damit der Vorwurf im Raum, die mangelnde 
Kohärenz habe einen Rechtsbereich zur Entstehung gelangen lassen, in dem 
für den Rechtsanwender weder Rechtssicherheit noch Rechtsklarheit herrschen.

Nach aktueller Gesetzeslage stehen dem Gläubiger nicht weniger als fünf 
verschiedene Modelle zur grenzüberschreitenden Wirkungserstreckung ge-
richtlicher Entscheidungen zur Verfügung.10 Sowohl das Modell des EuGVÜ, 
d. h. die erstinstanzliche und von Amts wegen durchzuführende Prüfung spe-
zieller Versagungsgründe im Exequaturverfahren,11 als auch das Verfahren der 
Brüssel I-VO, welches die Prüfung von Versagungsgründen nur aufgrund eines 
Rechtsbehelfs im Exequaturverfahren erlaubt,12 sind derzeit Teil des geltenden 
Rechts. Hinzu tritt neuerdings die Systematik der Brüssel Ia-VO, die das Voll-
streckbarerklärungsverfahren abgeschafft hat und die Prüfung der traditionellen 
Versagungsgründe nur noch aufgrund der Einlegung von Rechtsbehelfen im er-
suchten Mitgliedstaat erlaubt. Darüber hinaus sind noch zwei weitere grundver-

6  Im Folgenden als „ersuchter Mitgliedstaat“ bezeichnet.
7  Abzugrenzen ist dieser Rechtsbereich, insbesondere hinsichtlich des Begriffs der Voll-

streckbarkeit als Voraussetzung für die Zulassung zur anschließenden Zwangsvollstreckung, 
von dem eigentlichen innerstaatlichen Zwangsvollstreckungsverfahren als Verfahren zur 
Durchsetzung oder Sicherung privatrechtlicher Ansprüche des Gläubigers beim Schuldner, 
siehe dazu Netzer, S. 185; vgl. auch Wagner, ZEuP 2008 6, 24; Kindl, in: NK-ZPO, Vorbemer-
kung §§ 704–945 ZPO Rn. 1.

8  Wagner, IPRax 2014, 217, 224.
9  Adolphsen, in: MünchKomm, ZPO, Anh. §§ 1079–1086 Art. 5 EuVTVO Rn. 33; vgl. 

auch Hess, IPRax 2011, 125, 127; Rauscher, in: MünchKomm, ZPO, Einleitung Rn. 476; 
Domej, RabelsZ 78 (2014), 508, 549.

10  Stadler/​Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 765 f.; vgl. auch die Ausführungen bei Adolphsen, in: 
MünchKomm, ZPO, Anh. §§ 1079–1086 Art. 5 EuVTVO Rn. 14 ff.

11  Die Brüssel IIa-VO verfolgt diese Systematik.
12  Die EuErbVO, die EuGüVO und die EuPartVO verfolgen diese Systematik. Zum Teil 

liegt sie auch der EuUnthVO zugrunde.
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schiedene Modelle in europäischen Verordnungen implementiert worden. Zum 
einen das Modell der EuVTVO, welches das Exequaturverfahren abgeschafft 
und durch die Einführung eines Bestätigungsverfahrens ersetzt hat, in dem ge-
wisse Mindeststandards hinsichtlich Zustellung und Belehrung überprüft und 
Rechtsbehelfe gegen die Bestätigung im Ursprungsmitgliedstaat eingeführt wur-
den. Zum anderen das Modell der EuBagatellVO und der EuMahnVO, die weder 
ein Vollstreckbarerklärungsverfahren noch ein Bestätigungs- oder Bescheini-
gungsverfahren im Ursprungsmitgliedstaat vorsehen. Die Brisanz dieser Pro-
blematik wird noch zusätzlich dadurch verstärkt, dass die verschiedenen Model-
le teilweise in ihren Anwendungsbereichen konkurrieren und ein strukturiertes 
Zusammenspiel der Verordnungen nicht erkennbar ist.13 Beispielsweise stehen 
einem Titelgläubiger zur grenzüberschreitenden Durchsetzung seiner unbestrit-
tenen Forderung sowohl die EuVTVO als auch die Brüssel Ia-VO zur Verfügung, 
da beide Verordnungen in Idealkonkurrenz zueinanderstehen.14 Der Gläubiger 
kann also nach beiden Verordnungen vorgehen, um die grenzüberschreitende 
Durchsetzung seiner Rechte zu erreichen. Ob dieses Nebeneinander von Op-
tionen für den Rechtsanwender tatsächlich Vorteile schafft oder die Durchset-
zung seines Rechts nicht vielmehr komplizierter gestaltet, wird angezweifelt.15 
Erschwerend kommt hinzu, dass die zu erörternden unionalen Rechtsakte zwar 
als Verordnungen erlassen und damit im Inland nach Art. 288 Abs. 2 AEUV un-
mittelbare Rechtswirkung entfalten, gleichwohl aber von unterschiedlichen Um-
setzungsgesetzen flankiert werden. Diese Umsetzungsgesetze sind wiederum 
entweder als ergänzende Regelungen in die mitgliedstaatlichen Zivilprozess-
ordnungen integriert16 oder wurden in Form eigenständiger Gesetze17 erlassen.18

Vor diesem Hintergrund erscheint es als nicht sehr überraschend, dass Rufe 
laut wurden, dieses Durcheinander verschiedener Mechanismen zur Wirkungs-
erstreckung systematisch zu konsolidieren.19 Auch der Europäische Rat hob die 
Bedeutung einer Konsolidierung der im Bereich der justiziellen Zusammen-
arbeit in Zivilsachen bisher erlassenen Rechtsinstrumente im Stockholmer Pro-
gramm hervor.20

13  Volmer, MittBayNot 2016, 20, 23; Huber, GPR 2014, 242, 247.
14  Volmer, MittBayNot 2016, 20, 23; Pabst, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Art. 2 EuVT-

VO Rn. 3, 4.
15  Volmer, MittBayNot 2016, 20, 23.
16  § 794 Nr. 7, 8, 9 ZPO i. V. m. §§ 1079 ff., 1110 ff. ZPO.
17  Vgl. beispielsweise das IntErbRVG zur Durchführung der Verordnung (EU) 

Nr. 650/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über die Zustän-
digkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckbarkeit von Entscheidun-
gen und die Annahme und Vollstreckung öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Ein-
führung eines Europäischen Nachlasszeugnisses.

18  Vgl. hierzu auch Volmer, MittBayNot 2016, 20.
19  Adolphsen, in: MünchKomm, ZPO, Anh. §§ 1079–1086 Art. 5 EuVTVO Rn. 33 f.; Stad-

ler/​Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 764 f.; Domej, RabelsZ 78 (2014), 508, 549.
20  Ratsdok. 17024/09 vom 2. Dezember 2009, S. 24.
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Das Ziel einer Konsolidierung solle danach die Sicherstellung von Kohärenz 
und Anwenderfreundlichkeit der Rechtsinstrumente und eine damit verbundene 
Gewährleistung hinsichtlich deren effizienterer und einheitlicherer Anwendung 
sein.21

Die Herstellung eines kohärenten Systemverständnisses empfiehlt sich über-
dies auch in Bezug auf den Paradigmenwechsel, der im Zuge der fortschreiten-
den Entwicklung der europäischen Titelfreizügigkeit stattgefunden hat.

Ursprünglich basierte die europäische Titelfreizügigkeit auf der völkerrecht-
lichen Prämisse, dass die Wirkungen einer Gerichtsentscheidung auf das Staats-
gebiet des Erlassstaats beschränkt sind.22 Demgegenüber war sich die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft seit ihren Anfängen des Umstandes bewusst, 
dass ein echter Binnenmarkt einen effizienten, die nationalen Grenzen über-
schreitenden Rechtsschutz voraussetzt.23 Ausgehend von diesem Spannungs-
verhältnis hat sich das europäische Zivilprozessrecht seit dem Inkrafttreten des 
EuGVÜ von einem Instrument der wechselseitigen Rechtshilfe unter Beibe-
haltung des Akts der formalen Vollstreckbarerklärung als Grundvoraussetzung 
für die Zwangsvollstreckung eines Titels im Zweitstaat24 immer weiter hin zu 
einem System der immer engeren und unmittelbaren Vernetzung der Akteure im 
Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren fortentwickelt.25 Damit einher ging 
die weitestgehende Aufgabe nationaler Souveränitätsvorbehalte.26

Folglich entwickelt der europäische Gesetzgeber seine Gesetzgebungsvor-
haben zunehmend auch auf Basis der Prämisse der Gleichwertigkeit des Zivil-
rechtsschutzes in Europa und wendet sich konsequenterweise von Systemen in-
nerstaatlicher Kontrolle Stück für Stück ab.27

Hierbei gilt es aber zu berücksichtigen, dass in der Europäischen Union nach 
wie vor eine Vielzahl von Rechtsordnungen mit teilweise beachtlichen Unter-
schieden im materiellen und prozessualen Recht existiert.28 Diese Unterschiede 
können – unabhängig davon, ob berechtigt oder nicht – Misstrauen hinsicht-
lich der Zivilgerichtsbarkeit in anderen Mitgliedstaaten wecken oder aber zu-
mindest die Prozesssituation eines Beklagten aufgrund bestehender Unkenntnis 

21  Ratsdok. 17024/09 vom 2. Dezember 2009, S. 24.
22  Vgl. Nagel/​Gottwald, IZPR, S. 684; Geimer, IZPR, Rn. 245; von Hoffmann, AWD 1973, 

57; siehe hierzu auch die Ausführungen unter S. 36 ff.
23  Note der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 22. Oktober 1959; abgedruckt bei 

Jenard, Bericht zu dem Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstre-
ckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. EG 1979 C 59, S. 3.

24  Der formale Akt der Vollstreckbarerklärung als Grundvoraussetzung für die Zwangs-
vollstreckung eines ausländischen Titels im Zweitstaat wird im Folgenden als „Exequaturver-
fahren“ bezeichnet. Zur Terminologie vgl. Linke/​Hau, IZVR, Rn. 14.1 f. m. w. N.

25  Hess, FS Leipold, 2009, S. 237, 238; Stadler/​Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 764.
26  Hess, FS Leipold, 2009, S. 237, 238; Stadler/​Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 764.
27  Vgl. zur Verordnung über den Europäischen Vollstreckungstitel Stadler, IPRax 2004, 

2, 6.
28  Stadler, IPRax 2004, 2, 6.
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hinsichtlich der Eigenarten einer fremden Rechtsordnung verschlechtern.29 Ein 
kohärentes System der grenzüberschreitenden Anerkennung und Vollstreckbar-
keit von Entscheidungen kann, auch durch die einheitliche Beibehaltung gewis-
ser Schutzmechanismen, geeignet sein, Misstrauen des Rechtsanwenders ab-
zubauen. Auf diesem Wege ist letztlich eine Steigerung seiner Teilnahme am 
grenzüberschreitenden Rechtsverkehr erreichbar.

II.  Stand der Forschung

Die konkrete inhaltliche Ausgestaltung von Konzepten zur Vereinheitlichung 
und Konsolidierung war in der Vergangenheit nur vereinzelt Gegenstand ein-
gehender Untersuchungen.30 Überdies ist deren Aussagekraft mittlerweile vor 
dem Hintergrund des Zeitablaufs und den damit einhergehenden rechtspoliti-
schen Umwälzungen der europäischen Titelfreizügigkeit begrenzt. Ferner wur-
den Lösungen für die Problematik der wachsenden Inkohärenz bisher sowohl 
für den Gesamtbereich des Europäischen Zivilverfahrensrechts als auch für den 
Bereich des europäischen Internationalen Privatrechts vorgeschlagen.

1.  Die Neustrukturierung des Rechtsbereichs durch die  
Schaffung eines Allgemeinen Teils der europäischen Titelfreizügigkeit  
im europäischen Sekundärrecht

Auf der Ebene des europäischen Internationalen Privatrechts wurde die Ein-
führung einer „Rom-0-Verordnung“ als Instrument zur Lösung der wachsen-
den Inkohärenz diskutiert.31 Einige der Überlegungen, die in diesem Zusam-
menhang zum Gegenstand des wissenschaftlichen Diskurses gemacht wurden, 
bieten auch für diese Untersuchung tragfähige Anhaltspunkte. Überträgt man 
die Diskussion um die Einführung einer „Rom-0-Verordnung“ auf die Ebene 
der europäischen Titelfreizügigkeit, so stellt sich die Frage, ob die Schaffung 
eines, in eine Art „Brüssel 0-Verordnung“ eingebetteten,32 Allgemeinen Teils, 
der in den besonderen Rechtsinstrumenten wiederkehrende Fragen regelt, eine 
kohärenzfördernde Verklammerung bewirken kann.33 In diesem Fall wäre ein 
Allgemeiner Teil der europäischen Titelfreizügigkeit das geeignete Instrument, 
um die bestehende Inkohärenz als das „vielleicht größte Manko des europäi-

29  Vgl. Stadler, IPRax 2004, 2, 6.
30  Netzer, S. 1 ff.
31  Beispielsweise Leible/​Unberath (Hrsg.), Brauchen wir eine Rom-0-Verordnung?, 2013; 

der Tagungsband folgt dem Bayreuther Symposium am 29./30. Juni 2012 zu dem gleichnami-
gen Thema; Jayme/​Kohler, IPRax 2006, 537, 540 f.

32  Domej, RabelsZ 78 (2014), 508, 550.
33  Vgl. zur Schaffung einer „Rom-0-Verordnung“ Wilke, in: Leible/​Unberath (Hrsg.), 

Brauchen wir eine Rom-0-Verordnung?, 2013, S. 23, 24; vgl. auch Leible/​Unberath, in: Leible/​
Unberath (Hrsg.), Brauchen wir eine Rom 0-Verordnung?, 2013, S. 5, welche die Einführung 
eines Prinzipienkatalogs als kohärenzherbeiführender Maßnahme befürworten.
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schen Zivilprozessrechts“34 aufzulösen. Mit Blick auf den derzeitigen Besitz-
stand der europäischen Titelfreizügigkeit wurden die hierzu notwendigerwei-
se zu klärenden Fragen nach dem Inhalt und Aufbau, sowie dem strukturellen 
Zusammenspiel eines derartigen Allgemeinen Teils mit den übrigen Prozess-
rechtsinstrumenten, bisher nicht zum Gegenstand eingehender wissenschaftli-
cher Auseinandersetzungen gemacht.

2.  Die Entwicklung von Mindeststandards für 
das europäische Zivilprozessrecht

Die Entwicklung von prozessualen Mindeststandards für das europäische Zi-
vilprozessrecht ist bereits seit einiger Zeit Gegenstand des wissenschaftlichen 
und rechtspolitischen Diskurses auf unionaler und mitgliedstaatlicher Ebene.35 
Insbesondere die Europäische Kommission erhofft sich von prozessualen Min-
deststandards eine Kohärenzförderung und eine Steigerung des Vertrauens der 
Rechtsanwender in die Effektivität und das Funktionieren des Europäischen 
Rechtsraums.36 Fraglich ist aber, ob den bisher diskutierten prozessualen Min-
deststandards auch mit Blick auf die europäische Titelfreizügigkeit eine ko-
härenz-, effektivitäts- und funktionssteigernde Wirkung beigemessen werden 
kann,37 oder ob es nicht der Entwicklung originär auf die europäische Titelfrei-
zügigkeit zugeschnittener, prozessualer Mindeststandards bedarf.

a)  Definitorische Unsicherheit hinsichtlich des Begriffs  
„prozessualer Mindeststandard“

Hinsichtlich der Definition des Begriffs „prozessualer Mindeststandards“ be-
steht in der Literatur keine hinreichende Klarheit.38 Einige Stimmen in der Lite-
ratur sind diesbezüglich zumindest übereingekommen, dass der äußere Rahmen 
von Mindeststandards des europäischen Zivilprozessrechts von grundlegenden 

34  Domej, RabelsZ 78 (2014), 508, 549.
35  Beispielsweise Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäischen Zivilpro-

zessrecht, 2015, der Tagungsband folgt der Tagung „Mindeststandards im europäischen Zivil-
prozessrecht – Grundvoraussetzung für gegenseitiges Vertrauen“ an der EBS Universität für 
Wirtschaft und Recht in Wiesbaden am 14. und 15. November 2014; Huber, FS Kaissis, 2012, 
S. 413, 418 ff.; Althammer, ZZP 126 (2013), 3 ff.; Bruns, ZEuP 2010, 809, 816 ff.; Kramer, in: 
Kramer/van Rhee, Civil Litigation in a Globalising World, 2012, 121, 135 ff.; Stadler/​Klöpfer, 
ZEuP 2015, 732, 743 ff.; Domej, RabelsZ 78 (2014), 508, 549 f.

36  Siehe dazu beispielsweise die Mitteilung der Kommission an das Europäische Par-
lament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen, KOM(2014) 144 endg., S. 3.

37  Vgl. Hess, in: Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäischen Zivilpro-
zessrecht, 2015, S. 221, 224, zur Frage der Anwendbarkeit der Grundsätze des Unionsrechts 
auf die verschiedenen Regelungsbereiche des Zivilverfahrensrechts.

38  Vgl. Kramer, in: Kramer/van Rhee (Hrsg.), Civil litigation in a globalising world, 2012, 
S. 121, 136 f.
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Verfahrensmaximen, wie dem Justizgewährungsanspruch, dem Prinzip des Fair 
Trial, der Dispositionsmaxime, dem Beibringungsgrundsatz und der Prozess-
ökonomie gezogen wird.39 Deren normative Ansätze wären danach im Unions-
recht, der EMRK und dem nationalen Recht zu finden.40 Gleichwohl wurde in 
diesem Rahmen erkannt, dass dieser äußere Rahmen noch der Herausarbeitung 
schärferer Konturen bedarf.41 Im Rahmen dieser Untersuchung wird dem Be-
griff des prozessualen Mindeststandards die Funktion eines Instruments zur ein-
heitlichen verordnungsübergreifenden Lösung wiederkehrender prozessualer 
Problemstellungen beigemessen.

b)  Prozessuale Mindeststandards als Ausgangspunkt für eine 
Angleichung mitgliedstaatlicher Verfahrensrechte

aa)  Die Vorstellungen der Europäischen Kommission

Nach den Vorstellungen der Europäischen Kommission soll die europäische 
Justizpolitik auf die Entwicklung eines europäischen Rechtsraums abzielen, der 
auf gegenseitiger Anerkennung und gegenseitigem Vertrauen beruht.42 Dieses 
Ziel soll nach der Formulierung der europäischen Kommission „durch einen 
Brückenschlag zwischen den verschiedenen Justizsystemen der Mitgliedstaa-
ten erreicht werden“.43 In diesem Zusammenhang gab die Kommission zu er-
kennen, dass die Verwirklichung dieses Ziels von der Schaffung geeigneter 
Mindeststandards abhängt, deren Einführung unabdingbar ist, „damit die be-
treffenden Brücken zwischen den Rechtssystemen der Mitgliedstaaten solide 
strukturiert sind.“44

Prozessuale Mindeststandards sollen danach einen Teil eines Fundaments 
normativer Grundlagen bilden, auf dem die gegenseitige Anerkennung und das 
gegenseitige Vertrauen im europäischen Rechtsraum beruht.45 Inhaltlich kommt 
den Mindeststandards in diesem Zusammenhang die Funktion eines gemein-

39  Pfeiffer, in: Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäischen Zivilpro-
zessrecht, 2015, S. 115, 131; Althammer, ebendort, S. 6 f., 15 ff.; Weller, ebendort, S. 93 ff.

40  Weller/​Althammer, in: Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäischen 
Zivilprozessrecht, 2015, S. V., VI.

41  Pfeiffer, in: Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäischen Zivilpro-
zessrecht, 2015, S. 115, 131; vgl. ebenso zu Art. 6 EMRK und Art. 47 EUV als Rechtsquelle 
von Mindeststandards Althammer, ZEuP 2013, 3, 18.

42  Vgl. Weller/​Althammer, in: Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäi-
schen Zivilprozessrecht, 2015, S. V.

43  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, KOM(2014) 144 endg., 
S. 3.

44  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, KOM(2014) 144 endg., 
S. 3.

45  Vgl. Weller/​Althammer, in: Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäi-
schen Zivilprozessrecht, 2015, S. V.
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samen Ausgangspunkts für die Angleichung der mitgliedstaatlichen Verfahrens-
rechte zu, der das wechselseitige Vertrauen der Mitgliedstaaten in ihre Justiz-
ordnungen stärken und die Grundlage für ein verbessertes Rechtsschutzniveau 
liefern soll.46

bb)  Die Principles of Transnational Civil Procedure

Die Entwicklung zivilprozessualer Mindeststandards auf supranationaler euro-
päischer Ebene war auch in anderem Zusammenhang bereits Gegenstand wis-
senschaftlicher Untersuchungen. Im Jahre 2004 veröffentlichten UNIDROIT 
und das American Law Institute die Principles of Transnational Civil Procedu-
re, die eine Brücke zwischen dem US-amerikanischen und (kontinental-) euro-
päischen Prozessverständnis schlagen sollen.47 Mit diesen Principles wurden 
grundlegende verfahrensrechtliche Anforderungen an gerichtliche Verfahren in 
zivilprozessualen Streitigkeiten festgelegt und sie sollten ihrem Selbstverständ-
nis nach als Grundlage künftiger Reformen des Zivilprozesses dienen.48 Ähn-
lich verhält es sich mit dem Ende 2014 gestarteten Projekt von UNIDROIT 
und dem European Law Institute, in dessen Rahmen verschiedene Arbeits-
gruppen die für den transatlantischen Handelsverkehr konzipierten Princi-
ples of Transnational Civil Procedure auf deren Eignung für den Bereich des 
europäischen Zivilprozessrechts untersuchen.49 Dieses Projekt soll letztlich das 
Ziel verfolgen, Modellregelungen für die Vereinheitlichung des europäischen 
Zivilprozesses in den Bereichen Beweisrecht,50 einstweiligem Rechtsschutz,51 

46  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, KOM(2010) 171 endg., 
S. 9: „Eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg ist gegenseitiges Vertrauen. Hierzu be-
darf es gemeinsamer Mindeststandards (z. B. für Verfahrensrechte) und einer Vermittlung der 
unterschiedlichen Rechtstraditionen und Verfahrensweisen“; vgl. auch Althammer, ZZP 126 
(2013), 3, 5; Derartige Mindeststandards haben sich für das europäische Zivilprozessrecht aber 
noch nicht fest etabliert. Auch das von der Kommission für das Jahr 2013 in Aussicht gestellte 
Grünbuch über Mindestnormen für Zivilverfahren und erforderliche Folgemaßnahmen wurde 
bis dato nicht vorgelegt, vgl. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, 
KOM(2010) 171 endg., S. 24.

47  Stadler/​Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 769 f.; vgl. auch Stürner, RabelsZ 69 (2005), 201 ff.; 
der Prinzipienkatalog ist in deutscher Übersetzung abrufbar unter <//www.unidroit.org/ger​
man/principles/civilprocedure/ali-unidroitprinciples-g.pdf> (Stand: 24. August 2019).

48  Vgl. den Wortlaut des Abschnitts „Gegenstand und Anwendungsbereich“ der ALI/UNI-
DROIT-Principles of Transnational Civil Procedure.

49  Stadler/​Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 769 f.
50  Die ersten Ergebnisse sind als Pdf-Dokument abrufbar unter <www.europeanlawinstitute.

eu/fileadmin/user_upload/p_eli/​Projects/​Report_Access_Information_Evidence.pdf> (Stand: 
24. August 2019).

51  Die ersten Ergebnisse sind als Pdf-Dokument abrufbar unter <www.europeanlawinstitute.
eu/​fileadmin/user_upload/p_eli/​Projects/​Report_Provisional_Protective_Measures.pdf> (Stand: 
24. August 2019).
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Zustellungsrecht52 und in einer späteren Phase zu den Aufgaben von Prozess-
bevollmächtigten und Parteien und zu dem Sammelbegriff der „Res Judicata“, 
also der Rechtshängigkeit und Rechtskraft, zu entwerfen.53

cc)  Die Eignung von verfahrensangleichenden Mindeststandards 
des Erkenntnisverfahrens für eine Kohärenzförderung und 
Konsolidierung der europäischen Titelfreizügigkeit

Die vorhergehenden Ausführungen haben gezeigt, dass die Einführung von pro-
zessualen Mindeststandards in der Europäischen Union zumeist nur auf Ebene 
des Erkenntnisverfahrens diskutiert wird.54 Dementsprechend sind diese Min-
deststandards weniger auf die grenzüberschreitende Anerkennung und Voll-
streckbarkeit gerichtlicher Entscheidungen zugeschnitten, sondern sollen ihrer 
Zielrichtung nach vielmehr der innerstaatlichen Harmonisierung europäischer 
Zivilprozessrechte dienen.55 Dennoch wurde der teilweisen Harmonisierung 
mitgliedstaatlicher Zivilprozessrechte durch die Einführung von Mindeststan-
dards in der Vergangenheit eine nicht unerhebliche Bedeutung für die euro-
päische Titelfreizügigkeit beigemessen.56 Danach wurde die Einführung euro-
päischer Mindeststandards für das Erkenntnisverfahren als Rechtfertigung für 
die Abschaffung des Exequaturverfahrens und die Reduzierung verfahrens-
rechtlicher Schutzmechanismen bei der nachgelagerten Anerkennung und Voll-
streckbarkeit von Entscheidungen herangezogen.57

52  Die ersten Ergebnisse sind als Pdf-Dokument abrufbar unter <www.europeanlawinstitute.
eu/fileadmin/user_upload/p_eli/​Projects/​Report_Service_Documents.pdf> (Stand 22.03.2016).

53  Vgl. S. 2 der Tagesordnung der ersten Tagung der verschiedenen Arbeitsgruppen des 
European Law Institutes in Rom vom 27. Bis 28. November 2014, das entsprechende Pdf-
Dokument ist abrufbar unter <www.europeanlawinstitute.eu/fileadmin/user_upload/p_eli/​Pro​
jects/​Order_of_Business_ELI-UNIDROIT_Nov2014.pdf> (Stand: 24. August 2019).

54  Hess, in: Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäischen Zivilprozess-
recht, 2015, S. 221, 226; Pfeiffer, in: Weller/​Althammer (Hrsg.), Mindeststandards im europäi-
schen Zivilprozessrecht, 2015, S. 115 ff.

55  Vgl. zu dem Projekt von UNIDROIT, dem American Law Institute sowie dem European 
Law Institute Staedler/​Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 769 f.; zur generellen Bedeutung von Min-
deststandards als Wegbereiter einer europäischen Verfahrensrechtsharmonisierung Althammer, 
ZZP 126 (2013), 3, 10 ff.

56  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen, KOM(2010) 171 endg., 
S. 4: „Der europäische Rechtsraum und das ordnungsgemäße Funktionieren des Binnenmarkts 
beruhen auf dem zentralen Prinzip der gegenseitigen Anerkennung. Voraussetzung hierfür ist 
Vertrauen: Vertrauen unter Rechtsanwendern ebenso wie unter Unternehmen und Bürgern. 
Dafür bedarf es Mindeststandards und eines größeren Verständnisses der unterschiedlichen 
Rechtstraditionen und -methoden“.

57  Vgl. Althammer, ZZP 126 (2013), 3, 5; Huber, FS Kaissis, 2012, S. 413, 418 f.
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3.  Die Entwicklung von originären Mindeststandards 
für die europäische Titelfreizügigkeit

Die vorherigen Ausführungen haben die bereits geäußerten Zweifel, ob die Ein-
führung von Mindeststandards für die mitgliedstaatlichen Erkenntnisverfah-
ren geeignet ist, die bestehende Inkohärenz zwischen den Prozessrechtsinstru-
menten der europäischen Titelfreizügigkeit abzubauen, verstärkt. Die Funktion 
von prozessualen Mindeststandards liegt in der Lösung wiederkehrender pro-
zessualer Problemstellungen. Für die mitgliedstaatlichen Erkenntnisverfahren 
konzipierte Mindeststandards bieten daher nur eingeschränkt Lösungsmöglich-
keiten für Problemstellungen der europäischen Titelfreizügigkeit. Die Entwick-
lung von prozessualen Mindeststandards für den Bereich der europäischen Ti-
telfreizügigkeit wurde bis dato aber noch nicht angegangen. Sie sollte aber im 
Rahmen des europäischen Zivilprozessrechts als nächster Entwicklungsschritt 
in den Blick gefasst werden. 

B.  Ziel der Arbeit: Entwicklung kohärenz- und vertrauensfördernder 
Maßnahmen für die europäische Titelfreizügigkeit

Hinsichtlich des Rechtsbereichs der europäischen Titelfreizügigkeit musste sich 
der europäische Gesetzgeber schon mehrfach dem Vorwurf ausgesetzt sehen, 
durch das Nebeneinander von Brüssel Ia-VO und einer Vielzahl von speziellen 
Sekundärrechtsakten mit teilweise nahezu identischen Anwendungsbereichen, 
eine unübersichtliche Ansammlung von Regelungen geschaffen zu haben, bei 
der „die Wahrscheinlichkeit groß ist, dass mehr Verwirrung als Klarheit gestiftet 
wird“58.59 Vor diesem Hintergrund ist das übergeordnete Ziel der Arbeit die Be-
antwortung der Frage, ob die Entwicklung kohärenz- und vertrauensfördernder 
Maßnahmen für den Rechtsbereich der europäischen Titelfreizügigkeit möglich 
und geeignet ist, die Vielzahl an Regelungen hinsichtlich der grenzüberschrei-
tenden Wirkungserstreckung von Entscheidungen zweckmäßig zu konsolidie-
ren und auf diesem Wege ein kohärentes Systemverständnis zu schaffen.60 Ob-
gleich die zu untersuchenden Prozessrechtsinstrumente neben der europäischen 
Titelfreizügigkeit noch weitere Rechtsbereiche erfassen,61 beschränkt sich die 

58  Hannemann-Kacik, S. 162.
59  Mansel/​Thorn/​Wagner, IPRax 2013, 1; Adolphsen, FS Kaissis, 2012, S. 1, 8 ff.; Stadler/​

Klöpfer, ZEuP 2015, 732, 764.
60  Vereinzelt wird das unübersichtliche Normendickicht von Prozessinstrumenten als das 

„größte Manko des europäischen Zivilprozessrechts“ bezeichnet, siehe dazu Domej, RabelsZ 
78 (2014), 508, 549.

61  Beispielsweise enthält die Brüssel Ia-VO auch eine in sich geschlossene gerichtliche 
Zuständigkeitsordnung für die Mitgliedstaaten, siehe dazu Gottwald, in: MünchKomm, ZPO, 
Art. 4 Brüssel Ia-VO Rn. 1; die EuUnthVO enthält neben Regelungen zur Anerkennung und 
Vollstreckbarkeit und zur gerichtlichen Zuständigkeit auch einen Verweis auf das Unterhalts-


